
Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Hannover 
(Deutschland) eingereicht am 12. Dezember 2013 — 
Wilhelm Spitzner, Maria-Luise Spitzner gegen TUIfly 

GmbH 

(Rechtssache C-658/13) 

(2014/C 85/20) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Landgericht Hannover 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Wilhelm Spitzner und Maria-Luise Spitzner 

Beklagte: TUIfly GmbH 

Vorlagefragen: 

1. Ist Art. 5 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 ( 1 ) des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 11.2.2004 
über eine gemeinsame Regelung für Ausgleichs- und Unter­
stützungsleistungen für Fluggäste im Fall der Nichtbeför­
derung und bei Annullierung oder großer Verspätung von 
Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) 
Nr. 295/91 dahingehend auszulegen, dass ein außergewöhn­
licher Umstand, der die Verspätung eines Fluges bewirkt, 
auch für einen weiteren, anschließenden Flug einen außer­
gewöhnlichen Umstand im Sinne der Vorschrift darstellt, 
wenn die eine Verspätung hervorrufende Wirkung des au­
ßergewöhnlichen Umstands lediglich aufgrund der Betriebs­
organisation des Luftfahrtunternehmens sich auf den späte­
ren Flug auswirkt? 

2. Ist Art. 5 Abs. 3 der Verordnung (EG) 261/2004 dahin­
gehend auszulegen, dass sich der Begriff der Vermeidbarkeit 
nicht auf die außergewöhnlichen Umstände als solche, son­
dern auf die durch sie bewirkte Verspätung oder Annullie­
rung des Flugs bezieht? 

3. Ist Art. 5 Abs. 3 der Verordnung (EG) 261/2004 dahin­
gehend auszulegen, dass es Luftfahrtunternehmen, die ihre 
Flüge in einem sogenannten Umlaufsystem durchführen, zu­
mutbar ist, eine Mindestzeitreserve zwischen den Flügen ein­
zukalkulieren, deren Umfang der in Art. 6 Abs. 1 lit. a-c 
Verordnung (EG) 261/2004 festgelegten Zeitspannen ent­
spricht? 

4. Ist Art. 5 Abs. 3 der Verordnung (EG) 261/2004 dahin­
gehend auszulegen, dass es Luftfahrtunternehmen, die 
ihre Flüge in einem sogenannten Umlaufsystem durchfüh­
ren, zumutbar ist, Passagiere, deren Flug aufgrund eines 

außergewöhnlichen Ereignisses bereits erheblich verspätet 
ist, nicht oder später zu befördern, um eine Verspätung 
von Folgeflügen zu vermeiden? 

( 1 ) ABl. L 46, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal do Trabalho de 
Lisboa (Portugal), eingereicht am 16. Dezember 2013 — 
Sindicato Nacional dos Profissionais de Seguros e 

Afins/Via Directa — Companhia de Seguros SA 

(Rechtssache C-665/13) 

(2014/C 85/21) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal do Trabalho de Lisboa 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Sindicato Nacional dos Profissionais de Seguros e Afins 

Beklagte: Via Directa — Companhia de Seguros SA 

Vorlagefragen 

1. Ist das Prinzip der Gleichbehandlung, aus dem das Diskri­
minierungsverbot folgt, in dem Sinne auszulegen, dass es 
auch auf Arbeitnehmer des öffentlichen Sektors anzuwenden 
ist? 

2. Stellt die einseitig vom Staat angeordnete Aussetzung der 
Zahlung der genannten Entgeltleistungen, wenn sie nur auf 
eine bestimmte Kategorie von Arbeitnehmern, nämlich die 
des öffentlichen Sektors, beschränkt ist, eine Diskriminie­
rung aufgrund der Rechtsnatur des Beschäftigungsverhältnis­
ses dar? 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Düsseldorf 
(Deutschland) eingereicht am 16. Dezember 2013 — Rohm 

Semiconductor GmbH gegen Hauptzollamt Krefeld 

(Rechtssache C-666/13) 

(2014/C 85/22) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Düsseldorf
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Rohm Semiconductor GmbH 

Beklagter: Hauptzollamt Krefeld 

Vorlagefragen ( 1 ) 

1. Führt der Umstand, dass eine Ware eine eigene Funktion im 
Sinne der Position 8543 der Kombinierten Nomenklatur 
hat, dazu, dass diese Ware trotz ihrer Zusammensetzung 
nicht mehr der Position 8541 zugewiesen werden kann? 

2. Bei Bejahung der 1. Frage: Unter welchen Voraussetzungen 
sind Sende-/Empfangsmodule (zur Übertragung von Daten 
mit Infrarotlicht von einem Handy auf ein anderes Handy 
oder ein anderes elektronisches Gerät wie einen Laptop, 
einen Drucker oder eine Digitalkamera), die eine eigene 
Funktion im Sinne der Position 8543 haben, als Teile von 
Maschinen, Apparaten oder Geräten der Position 8543 an­
zusehen? 

( 1 ) Zur Auslegung der Verordnung (EG) Nr. 1832/2002 der Kommis­
sion vom 1. August 2002 zur Änderung des Anhangs 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates über die zolltarifliche 
und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif, 
ABl. L 290, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen der Curte de Apel Suceava 
(Rumänien), eingereicht am 16. Dezember 2013 — Casa 

Județeană de Pensii Botoșani/Evangeli Paraskevopoulou 

(Rechtssache C-668/13) 

(2014/C 85/23) 

Verfahrenssprache: Rumänisch 

Vorlegendes Gericht 

Curte de Apel Suceava 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführerin: Casa Județeană de Pensii Botoșani 

Rechtsmittelgegnerin: Evangeli Paraskevopoulou 

Vorlagefrage 

Ist Art. 7 Abs. 2 Buchst. c der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 ( 1 ) dahin auszulegen, dass ein bilaterales Abkom­
men in seinen Anwendungsbereich fällt, das vor dem Zeitpunkt, 
zu dem die genannte Verordnung Geltung erlangte, zwischen 

zwei Mitgliedstaaten geschlossen wurde und in dem diese Mit­
gliedstaaten die Beendigung der Verpflichtung aus den von dem 
einen Staat den Angehörigen des anderen Staates, die im Ho­
heitsgebiet des ersten Staates den Status von politischen Flücht­
lingen besaßen und in den zweiten Staat repatriiert wurden, 
geschuldeten Sozialversicherungsansprüchen vereinbart haben, 
im Gegenzug gegen die Zahlung eines Pauschalbetrags für die 
Zahlung der Renten und zur Deckung des Zeitraums, für den 
im ersten Mitgliedstaat Sozialversicherungsbeiträge geleistet wur­
den? 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur 
Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der 
Gemeinschaft zu- und abwandern (ABl. L 149, S. 2). 

Rechtsmittel der Mundipharma GmbH gegen das Urteil des 
Gerichts (Dritte Kammer) vom 16. Oktober 2013 in der 
Rechtssache T-328/12, Mundipharma GmbH gegen 
Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 

Muster und Modelle), eingelegt am 16. Dezember 2013 

(Rechtssache C-669/13 P) 

(2014/C 85/24) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Mundipharma GmbH (Prozessbevollmächtig­
ter: F. Nielsen, Rechtsanwalt) 

Anderer Verfahrensbeteiligter: Harmonisierungsamt für den Bin­
nenmarkt (Marken, Muster und Modelle) 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das Urteil des Gerichts der Europäischen Union (Dritte Kam­
mer) vom 16. Oktober 2013 (Rechtssache T-328/12) auf­
zuheben; 

— der Beklagten und der Rechtsmittelgegnerin die Kosten des 
Rechtsstreits aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Das EuG habe in dem angegriffenen Urteil das Bestehen einer 
Verwechslungsgefahr zwischen den Vergleichsmarken OXY­
GESIC und Maxigesic und damit das Vorliegen der Vorausset­
zungen des Art. 8 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung
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